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Der VIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandluhg vom 22. Oktober 1968  unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Engels und der 
Bundesrichter Hanebeck, Heinr. Meyer, Dr. Weber und 
Dr. Nüßgens

für R e c h t  erkannt:

Die Revision der Kläger gegen das U rteil des
1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
vom 24o April 1967 wird zurüekgewiesen»
Die Kosten der Revision werden dem Erstkläger 
zu vier Fünfteln, den Zweitklägern zu einem 
Fünftel auferlegt.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Am 9 °  1962 lenkte die Ehefrau des Erstklägers
und Mutter der Zweitkläger den Personenwagen des Erst­
klägers auf der Bundesstraße 60 in Richtung 
An der Kreuzung der Bundesstraße mit der Landstraße 

geriet der Wagen ins Schleudern und prallte gegen 
einen Baum. Die Ehefrau des Erstklägers wurde getötet* 
er selbst e r l it t  Verletzungen. Der Personenwagen wurde 
total beschädigt.

Der Erstkläger hat von den Beklagten Ersatz seines 
VermögensSchadens sowie von der Erstbeklagten ein 
angemessenes Schmerzensgeld verlangt. Die Zweitkläger 
haben die Feststellung begehrt, daß die Beklagten ver-
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p flich tet seien, ihnen ihren zukünftigen unfallbedingten 
Schaden zu ersetzen.

Die Kläger haben vorgetragen, die Erstbeklagte 
habe den Unfall dadurch verschuldet, daß sie  die Vor­
fahrt verletzt habe. Sie habe zwar das Fahrzeug des 
Zweitbeklagten zunächst an der Einmündung der Land­
straße in die Bundesstraße angehalten, se i dann aber 
scharf angefahren und in die Bundesstraße hineinge­
fahren, a ls sich die Ehefrau des Erstklägers kurz vor 
der Kreuzung befunden habe. Um einen Zusammenstoß 
zu verhindern, habe die Ehefrau des Erstlclägers. * 
das Steuer des Wagens nach links gerissen und scharf 
gebremst. Hierdurch sei der Wagen ins Schleudern ge­
raten.

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt und 
entgegnet, die Er3tbeklagte habe die Vorfahrt nicht 
verletzt. Das Fahrzeug de3 Zweitbeklagten habe v ie l­
mehr mit seinen Vorderrädern vorschriftsmäßig an der 
weißen H altelinie auf der Landstraße gestanden. Die 
Zweitbeklagte sei erst angefahren, a ls die Ehefrau 
des Erstklägers die Kreuzung bereits überquert habe.
Der Unfall sei ausschließlich auf eine Fehlreaktion 
der Ehefrau des Erstklägers zurückzuführen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das 
Oberlandesgericht hat die Berufung der Kläger zurück- 
gewiss en.

Mit der Revision verfolgen die Kläger ihr Klage­
begehren weiter.
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Die Beklagten bitten um Zurückweisung der Revision,

EntscheidungsgrUndes

1, Das Berufungsgericht hält, von der Revision 
unbeanstandet, die Behauptung der Kläger, die Erstr- 
beklagte sei nach ihrem Anhalten wieder scharf ange­
fahren und in die bevorrechtigte Bundesstraße einge­
fahren, a ls sich das Fahrzeug des Erstklägers kurz 
vor der Kreuzung befunden habe, nicht für bewiesen. 
Nach der rechts fehler frei gewonnenen Überzeugung des 
Berufungsgerichts haben sich auch keine konkreten 
Anhaltspunkte für ein Verhalten der Erstbeklagten 
ergeben, das zu der Befürchtung hatte Anlaß geben 
können, die Erstbeklagte werde vor dem Fahrzeug des 
Erstici'Ugers-  ̂ die Kreuzung überqueren. Das Berufungs­
gericht verneint daher einen Anspruch der Kläger aus 
§§ 7, 18 StVG, weil nicht erwiesen s e i ,  daß sich  
der Unfall bei dem Betrieb des von der Erstbeklagten 
gelenkten Kraftfahrzeuges ereignet habe. Es führt 
aus, der eingetretene Schaden se i nur dann bei dem 
Betrieb des Kraftwagens entstanden, wenn er in einem 
unmittelbaren örtlichen und zeitlichen  Zusammenhang 
mit einem BetriobsVorgang des Kraftwagens gestanden 
habe. Ein derartiger Zusammenhang könne zwar auch 
dann gegeben sein , wenn sich die b eteilig ten  Fahr­
zeuge nicht berührt hätten. Erforderlich sei dann 
aber ein bestimmtes Verhalten der Erstbeklagten als  
Fahrerin, das bei objektiver Betrachtungsweise ge­
eignet gewesen s e i ,  auf die Fahrweise der Denkerin 
des Unfallfahrzeuges einzuwirken und die auf getre­
tenen Schäden herbei zuführen, Daß die Erstbeklagte
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in dieser Weise das Fahrverhalten der Ehefrau des 
Erstklägers beeinflußt habe, sei nicht erwiesen<>

2. Diese Würdigung steht in Einklang mit der 
Rechtsprechung des erkennenden Senats, nach der die 
Anwesenheit eines im Betrieb befindlichen Kraftfahrzeugs 
an der U nfallstelle  a lle in  noch nicht die Annahme 
rechtfertigt, der Unfall sei bei dem Betriebe dieses 
Fahrzeugs entstanden. In der Entscheidung vom 21. 
November 1967 -  VI ZR 108/66 -  VersR 1968, 176 is t  
ausgesprochen, die Tatsache, daß einer von zwei sich 
Begegnenden Lastzügen im Zeitpunkt der Begegnung von 
der Fahrbahn abkomme, könne a lle in  nicht die Annahme 
rechtfertigen, daß der Schaden beim Betriebe des 
anderen Fahrzeuges entstanden se i; hierzu sei v ie l­
mehr weiter erforderlich, daß der eine Lastzug durch 
seine Fahrweioe zum Entstehen des Unfalls beigetragen 
habe. Auch in der von der Revision angeführten Ent­
scheidung vom 10. März 1959 -  VI ZR 77/58 -  VersR 1959, 
636 hat der Senat entscheidend darauf abgehoben, daß 
der Fahrer des Lastzuges der Beklagten durch sein Fahr­
verhalten dem Fahrer des überholenden Personenwagens
zu einem scharfen Bremsen Anlaß gegeben hatte, wodurch 
der Personenwagen ins Schleudern geriet und von der 
Fahrbahn abkara; der Lastzugfahrer habe, so wird ausge­
führt, durch sein Verhalten eine adäquate Unfallur­
sache gesetzt.

3. Die Revision beanstandet, das Berufungsgericht 
habe nicht beachtet, daß nach der Unfallskizze sowie 
nach den Aussagen der Erstbeklagten und ihrer Mutter 
der Kraftwagen des Zweitbeklagten nicht vor, sondern
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mit den Vorderrädern auf der H altelinie der Neben­
straße gehalten und mit seiner Spitze 60 bis 80 cm 
in  die Bundesstraße hineingeragt habe., Hierauf hätten 
die Kläger in der Berufungsbegründung und in einem 
weiteren Schriftsatz hingewiesen. Die Erstbeklagte 
habe die Vorfahrt der Ehefrau des Klägers verletzt, 
weil s ie  durch das Hinausfahren über die H altelinie  
bei dieser die nach der Sachlage begründete Befürchtung 
geweckt habe, s ie  werde noch weiter in  die Bundes­
straße hineinfahren. Nach den Hegeln des Anscheins- 
beweiseo sei daher erwiesen, daß der Unfall auf eine 
Verletzung der Vorfahrt zurückzuführen sei» Die Beklagte 
habe nichts vorgetragen; was zur Entkräftung des An- 
scheinobeweioes geeignet sei»

Die Rügen greifen nicht durch» Der Erstkläger hat, 
was die Revision unberücksichtigt läßt, bei seiner 
persönlichen Anhörung vor dem Berufungsgericht -  zu­
gleich als gesetzlicher Vertreter der Zweitkläger, 
seiner Kinder, -  erklärt, seines Erachtens beruhe 
der Unfall ausschließlich darauf, daß die Erstbe­
klagte plötzlich wieder angefahren s e i, a ls s ie  se lb st 
etwa 20 m vor der Kreuzung gewesen seien. Vorher habe 
s ie  1 bis 1 1/2 m vor dem weißen Strich angehalten» 
Dieses Vorbringen des Erstklägers steht im Wider­
spruch zu dem Vortrag seines Prozeßbevollmächtigten, 
der Unfall sei darauf zurückzuführen, daß der Y/agen 
des 2weitbeklagten beim Anhalten mit dem Vorderteil 
60 bis 80 cm in die Bundesstraße hineingeragt habe. 
Y/eicht aber das tatsächliche Vorbringen der persönlich 
angehörten Partei von dem ihres Prozeßbevollmächtigten 
ab, so i s t  dem Vorbringen der Partei se lb st, von der 
der Prozeßbevollraächtigte seine Information empfängt, 
in  der Regel der Vorzug zu geben (vgl. BGH U rteil vom
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1. März 1967 -  VIII ZR 286/56 -  LM § 141 ZPO Nr« 2; 
Stein/Jonas/Pohle, 19« Aufl„ § 78 ZPO, Anm» VI; Baum- 
bach/Laut er Bach, 29« Aufl* § 85 ZPO, Anm, 2 A) * Las 
Berufungsgericht konnte daher den Erstkläger an seiner 
Erklärung festhalten; dies umsomehr, a ls er mit 
dieser Erklärung das tatsächliche Vorbringen der Be­
klagten in der Berufungserv/iderung, die Erstbeklagte 
habe ordnungsmäßig unmittelbar vor der Kreuzung ge­
halten, zugestanden ( § 288 ZPO) und nichts vorge­
tragen hat, v/as, den Prozeßbevollmächtigten zum Wider­
ruf dieses Oeständnisses berechtigt hätte. Las Be­
rufungsgericht geht denn auch davon ans, daß der Wagen 
des Zweitbeklagten an, nicht auf der. Begrenzungslinie 
gehalten hat.



Das Berufungsgericht hält es nach alledem ohne 
Rechtsirrtum für unerwiesen, daß der Unfall hei dem 
Betrieb des Kraftwagens des Zweitbeklagten eingetreten 
ist«

Die Revision i s t  daher unbegründet und war mit 
der Kostenfolge aus §§ 97, 100 ZPO zurückzuwei sen.
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